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Falsche
Freude

Von Holger Schmale

Angela Merkel ist eine Pfarrers-
tochter und die Vorsitzende einer

Partei, die sich christlich nennt. Man
sollte also meinen, dass die zehn Ge-
bote ihr als Richtschnur dienen. Zum
Beispiel das fünfte: Du sollst nicht tö-
ten. Nun ist das ein Gebot, auf das
sich jeder zivilisierte Mensch ver-
ständigen kann. Wie aber passt das
zur Aussage der Kanzlerin: „Ich freue
mich, dass es gelungen ist, Bin Laden
zu töten.“ Sie freut sich über den ge-
waltsamen Tod eines Terroristen,
aber immerhin doch auch eines Men-
schen. War sie gerade Kreide holen,
als im Pfarrhaus das fünfte Gebot
durchgenommen wurde?

Im Fall Merkel fällt der Wider-
spruch zwischen christlichem An-
spruch und realem Tun besonders
auf. Doch die Doppelmoral der west-
lichen Gesellschaft zeigt sich allent-
halben. Wer vorgibt, für den Rechts-
staat zu fechten, sollte dessen Grund-
sätze nicht mit Füßen treten. Das gilt
für die archaisch anmutende Freude
über den Tod Osamas ebenso wie für
das Vorgehen der Nato in Libyen, wo
ihre Soldaten dem Diktator Gaddafi
unverhohlen nach dem Leben trach-
ten und dabei auch den Tod von Kin-
dern seiner Familie in Kauf nehmen.

KOMMENTARE

Liberaler
Jugendwahn

Von Steffen Hebestreit

Die liberalen Bambis zeigen dem
bockbeinigen Wirtschaftsminis-

ter Rainer Brüderle nun doch die
Zähne. Gut so; denn der designierte
Vorsitzende Philipp Rösler braucht
dringend ein Signal, dass der liberale
Aufbruch sich nicht allein darin er-
schöpft, die Überfigur Guido Wester-
welle losgeworden zu sein.

Drei neue Stellvertreter, ein nahe-
zu komplett neu bestücktes FDP-Prä-
sidium und ein blutjunger Generalse-
kretär signalisieren nach außen tat-
sächlich den Willen zu einem radika-
len freidemokratischen Neuanfang
− zumindest personell.

Philipp Rösler und sein Gefolge
gehen dabei allerdings ein nicht
geringes Risiko ein. Sie nähren die
parteiintern durchaus zu hörende
Befürchtung, dass sich nach den
bleiernen Westerwelle-Jahren nun
der Jugendwahn Bahn bricht. Insbe-
sondere den Honoratioren-Flügel
der FDP, den es nach wie vor gibt,
könnte eine solche Entwicklung
nachhaltig vergrätzen. Verzichten
aber kann die Vier-Prozent-Partei
FDP im Augenblick auf nichts und
niemanden.

Noch riskanter für Philipp Rösler
ist der Verzicht auf potenzielle Sün-
denböcke in der neuen Führung, soll-
te sich die Hoffnung der FDP auf bes-
sere Umfragewerte trotz des perso-
nellen Wechsels so schnell nicht er-
füllen. Wenn Guido Westerwelle als
„Klotz am Bein“ weg ist und alle Alt-
lasten entsorgt sind, dann kann rasch
der gegenwärtige Hoffnungsträger
Rösler in die Kritik geraten. Um dies
zu verhindern, wird der neue FDP-
Vorsitzende und jetzige Gesundheits-
minister viel daran setzen, Guido
Westerwelle auch in seinem anderen
Amt zu beerben: dem Außenministe-
rium.

LEITARTIKEL

Heikle Versöhnung
Die Palästinenser sprechen von nationa-

ler Versöhnung. Aber groß gefeiert hat
das noch keiner. Weder Fatah noch Hamas,
die nach viel Gezerre sich darauf geeinigt
haben, ihre erbitterten Machtkämpfe künf-
tig wieder an den Wahlurnen entscheiden
zu lassen. Zu wackelig ist noch das Kon-
strukt, zu unübersichtlich sind die Konse-
quenzen. Nur so viel ist gewiss: Die höchs-
ten Repräsentanten der palästinensischen
Fraktionen haben das Arrangement in Kai-
ro unterzeichnet. Als ersten Schritt sieht es
die Bildung einer Interimsregierung aus
Technokraten vor. Ihre zentrale Aufgabe:
den Weg zu Neuwahlen binnen Jahresfrist
zu ebnen. Unterm Strich betrachtet keine
schlechte Sache für die palästinensische
Demokratie. Haben doch Präsident Mah-
mud Abbas in Ramallah wie auch die Isla-
misten in Gaza längst ihre Legitimation als
gewählte Repräsentanten verloren.

Hamas-Exilchef Khaled Meschal, die
dritte, schwer berechenbare Größe im Bun-
de, hat seine eigenen Gründe. Auch er
braucht eine neue Basis, aber anderer Art.
Samt großer Delegation traf er aus Damas-
kus am Nil ein, erleichtert über die so zu-
mindest räumlich gewonnene Distanz zu
dem syrischen Repressionsregime. Mit
dem mag keiner mehr in Verbindung ge-
bracht werden, der in der arabischen Welt
noch etwas werden will. Kairo oder Katar
könnten ihm als künftiger Exilsitz behagen.
Aber dazu muss Meschal, der gewiefte Tak-
tiker, Kreide fressen, sonst spielen die
Ägypter als Vermittler des palästinensi-
schen Einheitsprojekts nicht mit.

Abbas wiederum darf den Westen nicht
aus dem Blick verlieren. Er fliegt Donners-
tag weiter nach Berlin, um den Deal mit der
Hamas irgendwie Angela Merkel zu verkli-
ckern. Keine leichte Aufgabe. Die Kanzle-
rin hält die Latte strikt hoch, die an die pa-

lästinensischen Islamisten gelegt wird, und
die das Nahost-Quartett an drei Prinzipien
festmacht: Anerkennung Israels und beste-
hender Friedensverträge sowie Gewaltver-
zicht. Von einem pragmatischen Umgang
mit den Alleinherrschern über Gaza moch-
te Merkel noch nichts wissen.

Zugegeben, die Hamas selbst hat ein Fai-
ble für Provokationen, die der israelischen
Rechten Steilvorlagen verschaffen. So
konnte es sich ihr Premier Ismael Hanija
nicht verkneifen, Al-Kaida-Chef Osama bin
Laden posthum einen „heiligen Krieger“ zu
nennen. Etwas, das man sich in Washing-
ton merken wird. Dabei versteht sich die
Hamas als nationale Bewegung und hat mit
globalen Dschihad-Ideen eigentlich nichts
am Hut. Erst kürzlich zerschlug ihre Polizei
eine Zelle militanter Salafisten. In gewisser
Weise dient die Hamas in Gaza sogar als
Bollwerk gegen radikalere Islamisten.

Das spricht dafür, sich mit ihr zu arran-
gieren. In Luft auflösen oder gar bekehren
lassen wird sich die Hamas jedenfalls nicht.

Auch wenn Israel und der Westen sich die-
ser Illusion lange hingegeben haben – die
Isolationspolitik ist gescheitert. Die Hamas
hat zwar an Popularität verloren, nicht nur
wegen der Blockade, auch wegen ihrer ge-
sellschaftlichen Positionen von vorges-
tern, etwa in der Frauenpolitik. Aber gera-
de weil Gaza so abgeschottet ist, musste sie
bis jetzt keine Herausforderung ernsthaft
fürchten. Darin liegt die Chance einer Eini-
gung zwischen Hamas und Fatah: neuen
Wind in den palästinensischen Elendsstrei-
fen zu bringen und eine geordnete Öffnung
nach Ägypten zu ermöglichen.

Zweischneidiger ist das Einheitsprojekt
auf diplomatischer Ebene. Es erlaubt Abbas
zwar, im September vor der UN-Vollver-
sammlung in New York als Führer einer ver-
einten Nation aufzutreten, statt nur das
halbe Volk in der Westbank hinter sich zu
wissen. Aber die Hamas, international als
Terrororganisation gelistet, ist eben auch
Ballast, der Unterstützer einer Staatsdekla-
ration Palästina abschrecken könnte.

Wer von Abbas verlangt, auf die Einheit
zu verzichten, um eine Wiederaufnahme
der Friedensverhandlungen mit Israel zu
erleichtern, verkennt allerdings die Zei-
chen der Zeit. Der demokratische Aufbruch
in der arabischen Welt hat auch die Palästi-
nenser selbstbewusster gemacht. Sie
schauen nach Ägypten, wo keiner auf die
Idee käme, die Moslembrüder nach Art
Mubaraks zu verbannen. Sie wollen nicht
weniger als das in Gaza und Westbank.
Schon gar nicht wollen sie Abbas als politi-
sche Marionette, der bei jedem Schritt erst
die Geberländer um Erlaubnis fragen muss.

Es ist eine Gratwanderung, auch für die
USA, die EU und für Israel. Dort raten übri-
gens einige, nichts zu überstürzen. Wozu
die Hamas wirklich bereit ist, lässt sich nur
im politischen Alltagsgeschäft testen.

INGE GÜNTHER

Die palästinensische Einigung birgt
einige Chancen. Es soll wieder gewählt

werden, und die Abschottung Gazas
hat wohl ein Ende. Der Rest ist

eine Gratwanderung – auch für Israel.

ANALYSE

Europas Kälte

Wenn man in diesen Tagen nach Tune-
sien fährt, mangelt es nicht an Ein-

drücken. Einer sticht jedoch nach meiner
Reise in der vorigen Woche besonders her-
vor: die Solidarität, mit der Tunesierinnen
und Tunesier die vielen Menschen aufge-
nommen haben, die seit Beginn des Kriegs
aus Libyen flüchten mussten. Spontan
sorgten sie dafür, dass Hilfslieferungen an
die Grenze gelangten. 20 000 libysche Fa-
milien wurden allein im Norden des Landes
privat untergebracht.

Das Ausmaß der Unterstützung ist über-
wältigend. Berücksichtigt man zudem die
schwierige Lage, in der sich das post-revo-
lutionäre Tunesien befindet, wird deutlich:
Die Europäische Union sowie einige ihrer
Mitglieder verhalten sich mit Blick auf
nordafrikanische Flüchtlinge beschämend.
Da spricht Italiens Präsident Silvio Berlus-
coni von einem „menschlichen Tsunami“
und will wie sein französischer Kollege Ni-
colas Sarkozy Kontrollen an den EU-Innen-
grenzen einführen. Niedersachsens Innen-
minister Uwe Schünemann will die „Asyl-
touristen“ von Deutschland fernhalten.
Und in Brüssel ist man bemüht, die Außen-
grenzen noch dichter zu machen, als sie
dank der EU-Grenzschutzagentur Frontex
ohnehin sind: Kommissionspräsident José
Manuel Barroso fordert von Tunesien, dass
die Regierung den Grenzschutz deutlich
verbessert – nach Norden, versteht sich.

Offensichtlich haben sich Berlusconi,
Sarkozy, Schünemann und Barroso kein
ausreichendes Bild von der Situation ge-
macht. Seit Beginn der Umwälzungen im
arabischen Raum haben sich etwa 25 000
Menschen auf den Weg nach Europa bege-
ben, zirka 2300 von ihnen haben Asylan-
träge gestellt. Allein den tunesisch-liby-
schen Grenzübergang Ras Ajdir, den ich
jetzt besucht habe, überquerten in einem
kürzeren Zeitraum knapp 300 000 Men-
schen. Trotzdem hat niemand in Tunesien
die Schließung der Grenze gefordert.

Die meisten Flüchtlinge sind in dem Ma-
ghreb-Staat untergekommen oder konnten
in ihre ursprüngliche Heimat ausreisen. Et-
wa 2500 stammen allerdings aus Ländern,

in die sie nach der Genfer Konvention nicht
geschickt werden dürfen, weil ihnen dort
Krieg, Verfolgung oder Folter drohen. Die-
se Menschen brauchen unsere Hilfe. So wie
auch jene 11000 Migranten aus Mali, Eri-
trea und der Elfenbeinküste unterstützt
werden müssten, die in Libyen festsitzen
und rassistisch verfolgt werden. Die EU-
Kommissarin Cecilia Malmström fordert
zwar, dass die EU die Leute im Rahmen ei-
nes „Resettlement-Programms“ evakuiert,
doch Brüssel reagiert nicht. Einige versuch-
ten es auf eigene Faust, 220 von ihnen star-
ben auf ihrem Weg nach Malta, weil ihr
Boot im Mittelmeer kenterte.

Unterstützung braucht auch die tunesi-
sche Übergangsregierung. So groß die So-
lidarität der Bevölkerung auch sein mag,
die finanziellen und logistischen Möglich-
keiten sind es nicht. Selbst europäische Bil-
dungs-, Gesundheits- und Sozialsysteme
würden die plötzliche Ankunft Hundert-
tausender Flüchtlinge nicht problemlos
tragen können. Wie soll also ein Land, das
nach seiner „Revolution der Würde“ am Be-

ginn eines Demokratisierungsprozesses
steht, allein klarkommen? Die Tunesier ha-
ben für Werte, die sich die EU auf die Fah-
nen schreibt, ihr Leben riskiert. Ohne Luft
holen zu können, stehen sie nun Flüchtlin-
gen aus vielen Ländern zur Seite. Europa
sollte sich daran ein Beispiel nehmen.

Mit jedem weiteren Tag, an dem in Mis-
rata oder Bengasi geschossen wird, steigen
nicht nur in Tunesien die Herausforderun-
gen. Viele Menschen, die dorthin geflüch-
tet sind, hielten sich zuvor als Migranten in
Libyen auf und versorgten von dort aus ihre
Familien in Niger, Mali oder dem Tschad.
So etwa ein Migrant, mit dem ich im
Flüchtlingscamp Shousha gesprochen ha-
be. Er wird nach Niger zurückkehren, wo
ihn weder Arbeit noch Lohn noch staatliche
Unterstützung erwarten. Auch in solchen
Drittländern ist die Hilfe der EU gefragt.

Bislang sieht es jedoch nicht danach aus,
dass das europäische Bündnis sich diesen
Herausforderungen mit der nötigen Ernst-
haftigkeit stellt. Zwar gab es zunächst auch
bedingungslose Zahlungen an die Regie-
rung in Tunis, doch damit ist jetzt Schluss.
Nach dem Willen der EU-Innenminister
soll das Land künftig nur Hilfe erhalten,
wenn es die EU-Abschottungspolitik nach-
haltig unterstützt. Tunis müsse gegen „ille-
gale Migration“ vorgehen, so die Minister,
aus Europa abgeschobene Flüchtlinge wie-
der aufnehmen und Frontex-Einheiten an
seiner Küste akzeptieren.

Statt „Flüchtlingsströme“ zu beschwö-
ren, sollten sich europäische Politiker dar-
um kümmern, legale Einwanderung zu
vereinfachen und das „Resettlement-Pro-
gramm“ umzusetzen. Doch für solche Ziele
braucht die EU offenbar selbst eine „Revo-
lution der Würde“. Im Gegensatz zu den
Europäern haben die Tunesier verstanden,
dass diese Würde nicht nur für die eigenen
Bürgerinnen und Bürger gilt, sondern auch
für alle, die in den Krisenherden der Welt
auf Solidarität angewiesen sind.

Barbara Lochbihler ist grüne Europaabgeordnete
und Menschenrechtskoordinatorin der
Grünen/EFA-Fraktion.

An der Grenze zwischen
Libyen und Tunesien zeigt
sich, was Solidarität ist. Die
EU braucht offenbar selbst
eine „Revolution der Würde“,
ehe sie Flüchtlingen hilft.

Von Barbara Lochbihler

KOLUMNE

Eingezäunt

Seit Monaten erreichen mich Angebote
für Stacheldraht, wiewohl ich weder

Knast noch Kaserne betreibe. Per Mail mel-
den sich eine Jany oder ein Wu, wünschen
mir einen „glücklichen Tag“ und preisen
sodann die neuesten Kreationen ihrer Fer-
tigungsstätten an – der Zhong-Yuan Razor
Barbed Wire Machine Factory etwa oder
der Anping Razor Mesh Fence Factory, bei-
de in der chinesischen Provinz Hebei an-
sässig. Jany und Wu versprechen höchste
Qualität und unschlagbare Preise.

Anfangs war ich widerwillig, mittler-
weile aber bin ich im Stoff. Kann fachsim-
peln über Widerhaken-Sperrbänder und
Stachelbandstreifen, über Auszugslänge,
Windungsabstand und Klingenprofil, Stei-
figkeit, Stachelteilung und Sperreffekt. Ich
bevorzuge die hochzugfeste Edelstahlvari-
ante mit Federstahlkern, spiralförmig ge-
wunden und verschränkt. Die Bilder haben
mich gelockt: Fabriken, Flugplätze, Militär-
anlagen, Gefängnisse, alle dick eingepackt
in imposanten Drahtverhau voller scharfer
Zacken. Sogar auf Schiffen, lernte ich auf
der Website eines Berliner Unternehmens,
das mit dem Slogan „Sicherheit von der
Rolle“ wirbt, spannt heutzutage Stachel-
draht: Er „verhindert mit seinen messer-
scharfen Klingen auf einfachste Weise das
unbefugte Betreten des Schiffes durch Pira-
ten“.

Kein Durchkommen. Das ist von jeher
sein Zweck. Ursprünglich, bei seiner Erfin-
dung anno 1867, ging es vor allem darum,
das liebe Vieh, das allzu frei über endlose
Weiden stromerte, einzupferchen. Bald
richteten sich die Stacheln auch gegen
Menschen: Ob der neuen Zäune wurden
viele Cowboys arbeitslos und der Westen
noch wilder. Die Indianer nannten den
Draht „Teufelsschnur“. Im Burenkrieg, auf
der Schwelle zum 20. Jahrhundert, setzten
ihn die Briten erstmals militärisch ein. In
den Grabenschlachten des Ersten Welt-
kriegs kombinierte man Maschinengeweh-
re und Stacheldraht zu mörderischen Fal-
len. Die Nazis brauchten ihn massenhaft
für ihre KZs. In Kroatien zwang die Wehr-
macht 1941 die Bevölkerung, sämtlichen
Stacheldraht abzuliefern – „für spezielle,
für den Staat wichtige Aufgaben“. Was ei-
nem noch einfällt? Die sowjetischen Gu-

lags. Und natürlich die DDR-Grenze – „hin-
ter Mauer und Stacheldraht“. Der stechen-
de Zaun wurde zum Synonym für Tren-
nung und Inhaftierung, zum Symbol von
Willkür und Grausamkeit.

Bei uns auf dem Lande ist er fast völlig
verschwunden. Weil Pferde und Kühe sich
daran verletzten, Wildtiere sich darin ver-
fangen. Doch ist der Draht nun ein globaler
Exportschlager made in China. Weil es ja
überall wimmelt von „Einbrechern, Sabo-
teuren, Terroristen“, wie die Werbung
warnt, von „Aggressoren jeder Art“. Wohl
auch, weil die Kluft zwischen Arm und
Reich weltweit wächst und zwischen Besitz
und Macht der einen und die Sehnsüchte
der anderen eine stabile Barriere muss, ei-
nen „Übersteigschutz“, wie es in der Fach-
sprache heißt. Etwa in Gestalt einer „mobi-
len Schnellsperre“, oder besser noch: eines
„Ziehharmonika-Rasiermesserstachel-
drahts“, vielleicht gepaart mit einem „im-
pulsgesteuerten Hoch- und Niederspan-
nungsmanagement“, das in dunkler Nacht
Elektroschocks von 9000 Volt austeilt.
Was, so lernte ich, „zu schmerzhaften Läh-
mungen“ führt, die erst nach Stunden ab-
klingen.

Jany, Wu und ich wünschen ihnen einen
glücklichen Tag.

Tom Schimmeck ist freier Autor.

TOM SCHIMMECK
Die große Zeit des

Stacheldrahts ist vorbei.

In Deutschland jedenfalls.

Die Chinesen exportieren

ihn dagegen wie wild.
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